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NACH   44  JAHREN   SPD   IN   HAMBURG 

Mit Ole von Beust als Erstem 
Bürgermeister regiert in der Hanse 

Stadt wieder die CDU 

,e Zeiger der Rathaus- 
Uhr zeigten 15:36 Uhr, als 
•* Mittwoch, 31. Okto- 
er> der neue Erste Bür- 

Sernieister der Freien und 
Hansestadt Hamburg, Ole 
v°n Beust, mit den Worten 

.n schwöre es, so wahr 
n?lr Gott helfe" den Amts- 
e|d ablegte. 

Nach 44 Jahren SPD- 
0rherrschaft hat in Ham- 

burg damit wieder die CDU 
das Ruder in die Hand ge- 
nommen. Ole von Beust und 
der neue Senat, bestehend 
aus vier CDU-, drei Schill- 
Partei-, einem F.D.P.- und 
zwei parteilosen Senatoren, 
kann nun endlich die Politik 
in Angriff nehmen, die der 
wirtschaftlichen, verkehrs- 
technischen und gesell- 
schaftlichen Bedeutung ei- 
ner Weltstadt wie Hamburg 
entspricht. Die neue Regie- 
rung verfügt im Landespar- 
lament, der Hamburger Bür- 
gerschaft, über 64 der insge- 
samt 121 Abgeordneten. 

Die Koalitionsverhand- 
lungen der drei Parteien wa- 
ren nach dem klaren Votum 
der Hamburger Wähler am 
23. September sofort in An- 
griff genommen und nach 
nur drei Wochen auch erfolg- 

reich beendet worden. Die 
Zustimmung der Gremien 
aller drei Parteien machte 
dann den Weg endgültig frei 
für den Politikwechsel in der 
Hansestadt. 
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In NRW Beifallsstürme 
für Angela Merkel 

Einen „Befreiungsschlag" 
hat die Westfalenpost den 
Auftritt der Parteivorsitz- 
enden auf dem Landespar- 
teitag der nordrhein-west- 
fälischen CDU in Hagen ge- 
nannt und kommentiert die 
Reaktion der Delegierten: 

„Das waren keine Ovatio- 
nen im Hinterzimmer, son- 
dern Beifallsstürme des mit- 

gliederstärksten Landesver- 
bands. Die Parteibasis dür- 
stete nach klaren Worten und 
bekam eine furiose Antritts- 
rede der Chefin, die Füh' 
rungswillen demonstrierte- 

Angela Merkel: „Es geh1 

um die Frage der Existenz 
der CDU als mehrheits- und 
bündnisfähiger Partei in die- 
sem Land." 
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CDU   N 0 R D R H E I N - W ESTFA LE N 

AUF  DEM   LANDES PARTEITAG   IN   HAGEN 

Mit bestechender Klarheit 
beschrieben, was für die 

Union auf dem Spiel steht 
Die Schlagzeilen der Ta- 
geszeitungen von Anfang 
der Woche machen deut- 
lich: Angela Merkel hat in 
Hagen genau die richtigen 
Worte für die Stimmung 
der Partei gefunden. 

Landesparteitag der 
nordrhein-westfälischen 
CDU in Hagen - Sachde- 
batte und inhaltliche Arbeit 
der „CDU im Westen". „Un- 
ter kräftigem Applaus führt 
Landeschef Jürgen Rüttgers 
die Parteivorsitzende quer 
durch die Stadthalle zum Po- 
dium." (Rheinische Post) 

In Höchstform 

Ihre Rede beginnt sie da- 
"ttt, mit „den anderen" abzu- 
lehnen, wie sie die Sozial- 
demokraten nennt. Dann 
aber: • „Wahre Beifalls- 
stürme" bei den Delegierten 
* »Genau das wollen sie 
hören." . „Sie erleben eine 
^arteivorsitzende, die zur 
Höchstform aufläuft." • 
Und am Ende: „Wieder 
br'cht der Jubel los." 

»War das ein Pfund, meint 
ein sichtlich beeindruckter 
De'egierter    vom    Nieder- 

rhein. Jetzt wünscht er sich 
nur, dass der Bundesparteitag 
in Dresden Anfang Dezem- 
ber zum Hagen 11 wird." 

„Löwenmut" bescheint 
das Handelsblatt der Partei- 
vorsitzenden, und die Ber- 
liner Zeitung streicht ihren 
Vorteil heraus, „unter- 
schätzt zu werden". 

Starker Auftritt 

„Mit ihrem starken Auf- 
tritt in Hagen hat sie allen 
Kritikern in und außerhalb 
der Union eindrucksvoll vor 
Augen geführt", schreibt die 
Berliner Zeitung weiter, 
„dass sie sich dem zuneh- 
menden Druck nicht beu- 
gen will." Und: „Der Jubel 
der nordrhein-westfälischen 
Delegierten signalisiert, 
dass ihre beherzte Gegen- 
wehr honoriert wird." 

„Mit bestechender Klar- 
heit hat die CDU-Vorsit- 
zende beschrieben, was für 
die Union auf dem Spiel 
steht, wenn sie sich weiter- 
hin hauptsächlich um die K- 
Frage streitet und darüber 
die programmatische Er- 
neuerung vernachlässigt." 

ANGELA   MERKEL: 

Es geht darum, die 
Bundestagswahl 

2002 zu gewinnen 

• Wir stehen am Scheide- 
weg . Es geht um die Frage 
der Existenz der Union 
als mehrheitsfähiger und 
bündnisfähiger Partei in 
dieser Bundesrepublik. 
m Ich bin als Parteivor- 
sitzende in Essen nicht 
angetreten, um nun das 
zu erleben, was unsere 
Gegner von außen nicht 
geschafft haben. 
m Man sitzt doch fas- 
sungslos abends vor dem 
Fernseher: Nach 44 Jah- 
ren stellen wir in Ham- 
burg zum ersten Mal mit 
Ole von Beust wieder den 
Ersten Bürgermeister, 
und eine ganz andere, 
vom Zaun gebrochene 
Debatte bestimmt die Ta- 
gesthemen. 
m Die Leute wollen nicht, 
dass wir uns oben an- 
lächeln und unterm Tisch 
vors Schienbein treten. 
• Es geht 2002 nicht 
darum, eine achtbare 
Niederlage zu erleiden. 
Wir wollen die Bundes- 
tagswahl gewinnnen. 
Dafür bin ich gewählt 
worden. Darum bitte ich 
Sie in diesem Landesver- 
band auch weiter um 
Mithilfe. 
aus der Rede in Hagen 
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1 PRäSIDIUMSSITZUNG 

PRESSEKONFERENZ  AM   5.   NOVEMBER 

Meyer: Zeitplan für die Bestimmung 
des Kanzlerkandidaten bekräftigt 

Das Präsidium hat den 
Zeitplan für die Bestim- 
mung des Kanzlerkandi- 
daten der Unionsparteien 
„einmütig" bestätigt. 

Das Präsidium vertraut 
den Parteivorsitzenden 
Angela Merkel und Ed- 
mund Stoiber, dass sie „An- 
fang nächsten Jahres einen 
Vorschlag sowohl zum Ver- 
fahren als auch zur Person 
des Kandidaten machen 
werden", sagte Generalse- 
kretär Laurenz Meyer vor 
der Presse in Berlin. An- 
schließend könnten sich 
dann auch die Parteigre- 
mien mit dieser Frage be- 
schäftigen. 

Zuvor hatte sich das Prä- 
sidium gegen eine Feuer- 
pause in Afghanistan ausge- 
sprochen, dabei jedoch ein- 
hellig die Meinung vertre- 
ten, dass zur uneinge- 
schränkten Solidarität mit 
den Vereinigten Staaten 
eine deutliche Verstärkung 
der politischen Bemühun- 
gen hinzu kommen müsse. 
Das gelte insbesondere für 
den Nahost-Konflikt, wo 
sich die Europäische Union 
und die Bundesregierung 
stärker engagieren sollten. 
Dies könne allerdings nur 

gelingen, wenn die Interes- 
sen und die Rechte beider 
Konfliktparteien berück- 
sichtigt würden. 

Darüber hinaus habe das 
Präsidium, so Meyer, die 
Bundesregierung aufgefor- 
dert, die angekündigten Fi- 
nanzmittel bereitzustellen 
und den afghanischen 
Flüchtlingen humanitäre 
Hilfe zu leisten. Hier müs- 

sten den Worten endlich 
auch Taten folgen. 

Mit Blick auf das vom 
Bundesinnenminister vor- 
gelegte Zuwanderungsmo- 
dell erklärte Laurenz Meyer: 
„Ich weiß gar nicht, wie man 
sich so schnell drehen und 
wenden kann." Denn was 
Schily jetzt vorgelegt habe, 
sei „das Gegenteil von dem, 
was er die ganze Zeit gesagt 
hat". Die Union sieht keine 
Notwendigkeit, die Asyl- 
gründe de facto um ge- 
schlechtsspezifische und 
nichtstaatliche Verfol- 
gungsgründe zu erweitern- 
Denn in solchen Fällen be- 
steht bereits Abschiebe- 
schutz nach geltendem 
Recht.   Andernfalls   würde 

LAURENZ   MEYER: 

Schröder hat die Arbeits- 
losen abgehakt 

Drei Jahre nach Amtsantritt der rot-grünen Bundesregie- 
rung ist die Zahl der Arbeitslosen zum ersten Mal in einem 
Oktober wieder gestiegen. Immer mehr Menschen müssen 
zudem um ihren Arbeitsplatz fürchten, weil die Bundesre- 
gierung nicht die Kraft hat, die entscheidenden und not- 
wendigen Reformen durchzusetzen. Von seinem Verspre- 
chen, die Arbeitslosigkeit abzubauen, ist der Bundeskanz- 
ler weiter entfernt denn je. 
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NAHOSTREISE 

Zuwanderung „in einem 
nahezu unüberschaubaren 
Maße möglich gemacht". 
Außerdem sei es falsch, dass 
Nachzugsalter auf 14 Jahre 
festzuschreiben. Stattdessen 
sei eine Senkung notwendig, 
damit junge Ausländer in 
Deutschland überhaupt „so- 
ziale Chancen" hätten. Auf 
der anderen Seite müsste die 
Ausweisung straffällig ge- 
wordener und gewaltberei- 
ter Ausländer erleichtert 
Werden. 

Steuern senken! 

Angesichts der aktuell 
dominierenden außenpoliti- 
schen Lage dürfe die „be- 
drohliche wirtschaftliche 
Situation in Deutschland" 
nicht ausgeklammert wer- 
den. Entgegen jedweder 
Vernunft scheine die SPD in 
Steuererhöhungen den Aus- 
weg aus der Krise zu suchen: 
Neben der Ökosteuer sowie 
der Tabak- und Versiche- 
rungssteuer diskutiere sie 
Jetzt die Wiedereinführung 
der Vermögensteuer. 

Dabei sei es aus wirt- 
schaftlichen Gesichtspunk- 
ten „unerlässlich und unab- 
dingbar", die Steuern zu sen- 
den. Denn erst mit niedrige- 
ren Steuern können sich 
Wirtschaft und Arbeits- 
•narkt wieder erholen, unter- 
strich Laurenz Meyer. 

Ein klares Signal 
Der Friedensprozess im 
Nahen Osten werde nur 
dann erfolgreich sein, 
wenn die legitimen 
Rechte beider Parteien 
berücksichtigt werden. 

Diesen Grunsatz der 
deutschen Nahostpolitik 
hat Angela Merkel dem 
palästinensischen Präsi- 
denten gegenüber vertre- 
ten und damit die Haltung 
der CDU bekräftigt: „Un- 
sere Position ist, Israels 
Existenzrecht und die 
Palästinenser zu unter- 
stützen." 

Das Treffen mit Jassir 
Arafat in Gaza war die erste 
Station der Nahostreise der 
Parteivorsitzenden. „Ein- 
klares Signal für den Frie- 

fürden Frieden 
den" nannte sie das Ge- 
spräch und einen Beitrag 
„die Menschen auf beiden 
Seiten zu stärken, die an 
den Frieden glauben". 

Bei dem anschließen- 
den Gespräch mit dem is- 
raelischen Ministerpräsi- 
denten Ariel Scharon und 
Außenminister Schimon 
Peres setzte sich die Partei- 
vorsitzende dafür ein, dass 
die die Europäer sich an 
„den Interessen Israels" 
orientieren und das Land 
„gerade in schweren Zei- 
ten" unterstützen. 

Zum Auftakt ihres Be- 
suchs in Jerusalem hatte 
Angela Merkel einen 
Kranz in der Gedenkstätte 
Jad Vashem niedergelegt. 
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REGIONALKONFERENZEN 

DIE   TERMINE 

• 17. Oktober: Kassel, 
documenta-Halle (ca. 
500 Teilnehmer) • 22. 
Oktober: Walsrode, 
Stadthalle (450 Teilneh- 
mer) • 23. Oktober: 
Magdeburg, Kultur- und 
Kongresshaus (550 Teil- 
nehmer) • 26. Oktober: 
Erfurt, Neue Messe (550 
Teilnehmer) • 27. Okto- 
ber: Coswig, Hotel-Re- 
staurant „Börse" (400 
Teilnehmer) • 9. No- 
vember: Mainz, Eltzer 
Hof • 15. November: 
Kiel, Terminal der Color 
Line (Norwegenkai) • 
17. November: Krem- 
men, Stadtparkhalle • 
19. November: Reck- 
linghausen, Ruhrfest- 
spielhaus • 24. Novem- 
ber Karlsruhe, Festplatz 

An den ersten fünf Konfe- 
renzen haben ca. 2.500 
Gäste teilgenommen. 

„FREIE   MENSCHEN.   STARKES   LAND" 

CDU bietet den Menschen Ver- 
trag für eine sichere Zukunft an 

Fünf Konferenzen haben 
inzwischen stattgefunden: 
in Kassel, Walsrode, Mag- 
deburg, Erfurt und Cos- 
wig. Jedesmal waren die 
Hallen voll, und alle Teil- 
nehmer ließen sich in die 
Diskussion einbinden, die 
die ganze Partei über den 
Antrag des Bundesvor- 
stands an den 14. Parteitag 
in Dresden seit Anfang 
Oktober führt. 

Im Zentrum jeder Veran- 
staltung: die Grundsatzrede 
der Parteivorsitzenden mit 
der Eröffnung: „Die Men- 
schen erwarten von der 
CDU Antworten auf die Fra- 
gen der neuen Zeit. Sie set- 
zen große Hoffnungen auf 
uns. Denn diese Regierung 
kann es nicht." 

„Umworben, getäuscht 
und abgezockt" - sagt sie - 

werden die Menschen von 
Schröder. Bei ohnehin stei- 
genden Präm ien erhöht er die 
Versicherungssteuer. Mit 
„mehr Geld für die Sicher- 
heit" begründet er die höhere 
Tabaksteuer - von der Öko- 
steuer ganz zu schweigen, 
die bis heute keinen Beitrag 
zur Senkung der Lohnne- 
benkosten geleistet hat. 

Nur wenn die Steuern sin- 
ken, könne es mit der Wirt- 
schaft und am Arbeitsmarkt 
wieder aufwärts gehen. An- 
gela Merkel: „In einem Land 
stimmt doch was nicht, wenn 
die Schwarzarbeit dreimal so 
schnell wächst wie die übrige 
Wirtschaft." 

Unmittelbar nach Regie- 
rungsübernahme durch die 
Union müssen deshalb fol- 
gende Maßnahmen getrof- 
fen werden: • Steuerreform 

Unser Weg nach Dresden: Von der Annahme der 
• November 1998: Parteitag 
nach der Bundestagswahl. 
Motto: „Wir nehmen die Her- 
ausforderung an" • April 
1999: Parteitag in Erfurt mit 
dem programmatischen Auf- 
bruch „Wir wollen die mo- 
dernste Partei Europas wer- 
den" • Dezember: Kleiner 
Parteitag in Berlin mit dem 

Beschluss des neuen famili- 
enpolitischen Programms • 
Februar/März 2000: Regio- 
nalkonferenzen vor dem Es- 
sener Parteitag • April: Par- 
teitag in Essen. Motto. „Zur 
Sache". Angela Merkel wird 
Parteivorsitzende • Juli: 
Sommertour der Parteivor- 
sitzenden. Motto: „Startplatz 

Deutschland" • November: 
Kleiner Parteitag in Stuttgart 
mit dem bildungspolitischen 

Beschluss • April/Mai 2001: 
Regionalkonferenzen zum 
Thema Zuwanderung und In- 
tegration • Mai: Agrar-Kon- 
gress in Berlin • Juni: Klei- 
ner Parteitag in Berlin. Mot- 
to:   „Zuwanderung   steuern 
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REGIONALKONFER E NZEN ' 

vorziehen • 630-Mark-Ge- 
setz ändern • Gesetz über 
die Scheinselbständigkeit 
abschaffen • Ökosteuer 
aussetzen • Betriebsverfas- 
sungsgesetz modernisieren. 

In Mittelpunkt des Wahl- 
kampfs werde die CDU aber 
auch die Familienpolitik 
nicken. Nachdrücklich plä- 
diert die Parteivorsitzende 
dafür, ein Erziehungsgeld in 
Höhe von 1.200 Mark pro 
Kind durchzusetzen. Denn: 
»Wer sagt, dass die Familie 
im Mittelpunkt seiner Politik 
steht, muss das auch in der 
Praxis erfahrbar machen." 

In den Diskussionen 
Werden die Themen, die die 
Parteivorsitzende anschlägt, 
aufgegriffen - in dem Be- 
wusstsein, damit einen Bei- 
lrag zum Wahlprogramm der 
Union zu leisten, in das der 
Antrag an den bevorstehen- 
den Parteitag münden wird. 
Angela Merkel gelingt es, bei 
allen Teilnehmern die Zuver- 
Slcht zu wecken, dass die pro- 

grammatische Arbeit auf den 
Regionalkonferenzen eine 
unumgängliche Vorausset- 
zung für den Wahlsieg im 
nächsten Jahr sind. 

Laurenz Meyer: Wir 
wollen das Vertrauen 

der Mehrheit der 
Bundesbürger erlangen 

Auf die wahlentschei- 
dende Bedeutung des Wahl- 
programms, das aus dem 
Antrag „Freie Menschen. 
Starkes Land" hervorgehen 
wird, hat Generalsekretär 
Laurenz Meyer in seinen Re- 
debeiträgen hingewiesen. 

Wir müssen „so viele 
Bürger wie möglich anspre- 
chen und überzeugen", da- 
mit wir „bis zum September 
2002 das Vertrauen einer 
Mehrheit der Bundesbürger 
erlangen, als stärkste Partei 
aus den Wahlen hervorge- 
hen und wieder die Bundes- 
regierung stellen". 

Herausforderung zum Antrag an den 14. Parteitag 
und begrenzen. Integration 
fördern". MitdemZuwande- 
^ngsbeschluss • Zukunfts- 
konferenz in Berlin • Juli: 
Beschluss des Bundesvor- 
stands zur inneren S icherheit 
* August: Sommertour der 
parteivorsitzenden. Motto: 
"Machen wir mehr aus unse- 
rem Land" • Kundgebung 

zum 40. Jahrestag des Mau- 
erbaus • Diskussionspapier 
des Bundesvorstands „neue 
Soziale Marktwirtschaft" • 
September: Beschluss des 
Bundesvorstands zum The- 
ma Internet • Beschluss zur 
Außen- und Sicherheitspoli- 
tik • Oktober: Beschluss 
zum weiteren Aufbau Ost • 

Eröffnung der „Arena 02" 
für den Wahlkampf in der 
Bundesgeschäftsstelle • 
Kundgebung zum Jahrestag 
der Deutschen Einheit in 
Berlin • Antrag des Bundes- 
vorstands an den 14. Partei- 
tag und Regionalkonferen- 
zen „Freie Menschen. Star- 
kes Land" 
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Rot-grüner Entwurf 
entspricht nicht 

den Forderungen 
der Union 

Durch den Konsens mit 
den Grünen bei der Zu- 
wanderung hat sich 
Bundesinnenminister 
Schily von einem Kom- 
promiss mit der Union 
weiter entfernt. 

Nach dem, was jetzt 
bekannt ist, schafft der 
rot-grüne Kompromiss 
keine Begrenzung der 
Zuwanderung, sondern 
eine erhebliche Erweite- 
rung an Zuwanderung 
durch die Einführung 
neuer Bleiberechte und 
Zuwanderungsmöglich- 
keiten! Der rot-grüne 
Kompromiss ist somit ge- 
nau das Gegenteil von 
dem, was Herr Schily im- 
mer angekündigt hat. 

Wenn Schily behaup- 
tet, dass der rot-grüne 
Vorschlag Zuwanderung 
steuert und begrenzt, 
dann tut er dies wider bes- 
seres Wissens und be- 
treibt damit Volksver- 
dummung. Schily ver- 
sucht davon abzulenken, 
dass er vor den Grünen re- 
gelrecht eingeknickt ist. 

Bereits im August ha- 
ben wir darauf hingewie- 
sen, dass der ursprüngli- 
che Schily-Entwurf in 4 
Punkten nicht akzeptabel 
war und damit nachge- • 

äUSSERE  UND   INNERE  SICHERHEIT 

PRESSEKONFERENZ   MERKEL   -   STOIBER 

Sicherheitspaket II und 
Zuwanderungsregelung 

unzureichend 
Nach einem Gespräch mit 
dem CSU-Vorsitzenden 
Edmund Stoiber am 7. No- 
vember in Berlin hat die 
Parteivorsitzende Angela 
Merkel deutlich gemacht, 
dass sich CDU und CSU 
bewusst seien, dass der ge- 
plante Einsatz von 3.900 
Bundeswehrsoldaten im 
Kampf gegen den interna- 
tionalen Terrorrismus 
eine „Zäsur in der deut- 
schen Politik" darstelle. 
Diese Entscheidung sei „al- 
ternativlos", auch wenn man 
die „Ängste, Sorgen und 
Fragen" vieler Menschen 
verstehe. Es könne deshalb 
„vernünftig" sein, der Be- 
reitstellung deutscher Sol- 
daten zunächst nur für sechs 
Monate zuzustimmen. 

Neben dem Bereitstel- 
lungsbeschluss hat das Bun- 
deskabinett auch die Ent- 
würfe für das Sicherheitspa- 
ket II und für ein Zuwande- 
rungsgesetz verabschiedet. 
In diesen Bereichen habe 
Schily „zwar stets knallharte 
Worte" gefunden, seine Ta- 
ten seien jedoch ansch- 
ließend an vielen Stellen 
„wachsweich"     geblieben. 

Die Menschen erwarteten je- 
doch eine „stimmige Poli- 
tik", zumal die Grenzen zwi- 
schen „äußerer und innerer 
Sicherheit zunehmend ver- 
schwimmen" würden. 

Kronzeugenregelung 
angekündigt, aber nicht 

durchgesetzt 

Insbesondere mit Blick 
auf das Ausländerrecht 
werde das Sicherheitspaket 
den Anforderungen nicht 
gerecht. Konkret sprach sich 
die Parteivorsitzende dafür 
aus, dass bei dem „Verdacht 
terroristischer Aktivitäten 
die Möglichkeit der Verwei- 
gerung der Einreise bezie- 
hungsweise die Möglichkeit 
der Ausweisung" gegeben 
sein müsse. Enttäuschend 
sei weiter, dass der Bun- 
desinnenminister den Uni- 
onsparteien die Neuauflage 
der Kronzeugenregelung 
angekündigt habe, dies m 
der Koalition aber nicht 
habe durchsetzen können. 

Außerdem enthalte das 
Sicherheitspaket II keine 

Bestimmungen über einen 
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AUSSERE    UND    INNERE    SICHERHEIT 

möglichen Einsatz der Bun- 
deswehr im Innern, obwohl 
dies für den Schutz ziviler 
Objekte in Zukunft notwen- 
dig werden könne. 

Bei der Zuwanderung 
sehe der Regierungsentwurf 
keine Begrenzung und 
Steuerung der Zuwande- 
rung vor, erklärte Angela 

Merkel. Während von den 
Vler Mio. Ausländern, die in 
den 70er Jahren in Deutsch- 
end gelebt hätten, noch 2,56 
•io. einer sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäfti- 
gung nachgegangen wären, 
lreffe dies heute nur noch auf 
~>3 Mio. zu - bei insgesamt 
sieben Mio. ausländischen 
Burgern. 

In der Konsequenz be- 
hüte dies, dass Zuwande- 
rung in den letzten Jahren 
Vor allem in die sozialen Si- 
^herungssysteme stattge- 
funden habe. Angesichts der 
Probleme   auf  dem   deut- 

schen Arbeitsmarkt mit fast 
vier Mio. Arbeitslosen sei 
jedoch klar erkennbar, dass 
hier allein zur Senkung der 
Lohnnebenkosten ein Um- 
steuern erforderlich sei. 

Auch die Ausweitung des 
Asylrechts auf Fälle nicht- 
staatlicher und geschlechts- 
spezifischer       Verfolgung 

führe zu mehr 
Zuwanderung. 
Dabei sei die 
derzeitige 
Rechtslage 
nicht     „inhu- 
man",  da die 
betroffenen 
Menschen 
nicht aus 
Deutschland 
abgeschoben 
würden. 

Der bayeri- 
sche Minister- 

präsident Edmund Stoiber 
stellte drei Forderungen, die 
im Sicherheitspaket II ent- 
halten sein müssten: • die 
Enttarnung terroristischer 
Netzwerke, • Extremisten 
die Einreise zu verwehren 
und jene, die bereits hier 
sind, auszuweisen • sowie 
den Terrorismus finanziell 
auszutrocknen. 

Zudem sprach sich Ed- 
mund Stoiber dafür aus, „un- 
sere gesamte Rechtsordnung 
einem Sicherheits-Check" 
zu unterziehen, da sie auf die 
neue Art von Gefahren nicht 
ausgerichtet sei. 

•bessert werden muss. 
Dazu zählen • Beschleuni- 
gung der Asylverfahren • 
Familiennachzug • Rege- 
lung der Arbeitsmigration 
auch durch die Länder • 
und die Frage nach der Fi- 
nanzierung der Integrati- 
onskosten. 

Der Koalitionskompro - 
miss wird diesen Anforde- 
rungen nicht gerecht: Die 
Asylgründe werden ausge- 
weitet, der Familiennach- 
zug wird erweitert, statt re- 
striktiver gehandhabt, die 
Frage der Integrationsko- 
sten bleibt ungeklärt, und 
es gibt keine Festschrei- 
bung der Begrenzung von 
Zuwanderung als Ziel. 

Die Union hat als erste 
Partei in Deutschland ein 
umfassendes Gesetz zur 
Begrenzung und Steue- 
rung von Zuwanderung 
und zur Integration der Zu- 
wanderer erarbeitet und im 
Bundestag vorgelegt. Die 
Zuwanderung muss am na- 
tionalen Interesse ausge- 
richtet sein. Die Zuwande- 
rung in die Sozialsysteme 
müssen wir zurückführen, 
um Raum für Zuwande- 
rung dort zu schaffen, wo 
sie Deutschland nutzt. 

Übergeordnetes Ziel 
muss sein, dass Begren- 
zung und Steuerung der 
Zuwanderung tatsächlich 
umgesetzt werden. Das ist 
der Maßstab unserer Ent- 
scheidung. UD 
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ANTI-TERROR-PAKET  II 

ERWIN   MARSCHEWSKI: 

Völlig unzureichend - der „rote Sheriff" 
schießt mit Platzpatronen 

Zum „Sicherheitskom- 
promiss" von Rot-Grün 
beim „Anti-Terrorpaket 
II" des Bundesinnenmini- 
sters erklärte der innen- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Bei den Verhandlungen 
um die notwendigen Maß- 
nahmen zur Bekämpfung 
des Terrorismus und Aus- 
länderextremismus haben 
sich die Grünen und SPD- 
Linken in zentralen Punk- 
ten gegen den Bundesin- 
nenminister durchgesetzt. 
Ergebnis: Das „Anti-Ter- 
ror-Paket II" ist völlig un- 
zureichend. 

Von den markigen 
Ankündigungen nichts 

übriggeblieben 

Was bleibt übrig von den 
markigen Ankündigungen 
des Bundesinnenministers, 
ausländische Terroristen 
und Extremisten würden mit 
allen Mitteln aufgespürt und 
außer Landes geschafft? 
Fast nichts. 
• Initiativermittlungskom- 
petenzfürdas Bundeskrimi- 
nalamt    (BKA)?    Fehlan- 

zeige. Wegen der Grünen 
bleibt das BKA ein zahnlo- 
ser Tiger, der uns nicht bes- 
ser schützen kann, weil er 
nicht handeln darf. 
• Ausweitung der Befug- 
nisse des Verfassungs- 
schutzes u.a.? Ausgebremst. 
Auskünften bei Kreditinsti- 
tuten, Post- und Telekom- 
munikationsdienstleistern 
dürfen auf Druck der Grü- 
nen nur unter strengsten 
Voraussetzungen eingeholt 
werden. 
• Polizeilicher Einsatz von 
Ortungsgeräten für Handy- 
Nutzer (IMSI-Catcher)? 
Weichgespült. Jetzt kriegen 
wir „absolute Verwen- 
dungsverbote" und „Lö- 
schungsgebote". 
• Aufnahme biometrischer 
Merkmale in Ausweisdoku- 
mente für Ausländer, Pass 
und Personalausweise? Ge- 
zaudert und auf Zeit ge- 
spielt.   Welche   Merkmale 

aufgenommen werden, wur- 
de noch nicht geregelt. 
Schon vergessen, dass der 
Attentäter Atta in Deutsch- 
land mit drei verschiedenen 
Identitäten lebte? Und was 
soll man vernünftigerweise 
auch als deutscher Staatsan- 
gehöriger dagegen einwen- 
den können, wenn ein Iden- 
titätspapier dazu dient, die 
Identität treffsicher feststel- 
len zu können? 

Statt Ausweisung und 
Abschiebung 

nur „weiße Salbe" 

Der wichtigste Komplex 
für eine verbesserte innere 
Sicherheit zum Schutz vor 
Ausländerextremismus und 
Terrorismus wurde über- 
haupt nicht geregelt. Durch- 
greifende und zielgenaue 
Maßnahmen im Bereich des 
Ausländerrechts? 

Die angeblichen Ver- 
schärfungen im Ausländer- 
recht im Bereich der Auswei- 
sung und Abschiebung sind 
doch nichts als weiße Salbe. 

Die entscheidenden Ge- 
setzesänderungen fehlen. Er" 
forderlich sind Änderungen, 
mit denen wir auch ggt. asyl" 
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1.   UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS ' 

berechtigte Extremisten nach 
schwersten Straftaten zwin- 
gend abschieben können. 

Das beinhaltet eine Lok- 
kerung des Abschiebe- 
schutzes im Bereich des § 53 
AuslG. Es ist nicht zu ver- 
mitteln, dass Terroristen 
und ausländische Extremi- 
sten nicht abgeschoben wer- 
den können, wenn ihnen im 
Heimatland z.B. erniedri- 
gende oder unmenschliche 
Behandlung droht. An Fäl- 
len wie dem des Kölner Ex- 
tremistenführers Kaplan än- 
dert das Sicherheitspaket 
gar nichts. 

Notwendig ist auch, dass 
Ausländer bereits bei Terro- 
•"ismusverdacht erst gar 
nicht ins Land gelassen wer- 
den und auch bei Verdacht 
2wingend ausgewiesen wer- 
den. Das angebliche „Anti- 
Terror-Paket II" sieht weder 
einen Versagungsgrund für 
^isa und Aufenthaltsgeneh- 
m'gungen noch einen ent- 
sprechenden Ausweisungs- 
tetbestand vor. 

Gegen faule 
Kompromisse 

Wieder einmal hat sich 
gezeigt, dass im Kampf ge- 
gen Terror und Ausländerex- 
tremisten bei Rot-Grün nicht 
d'e Sicherheit oberste Prio- 
rität hat. Koalitionsfrieden 
§egen Entschärfung des Si- 

ANDREAS   SCHMIDT 

Skandalöses Verfahren 
endlich eingestellt 

Der Obmann der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
im 1. Untersuchungsaus- 
schuss erklärte zum 
Skandal, dass die Berli- 
ner Staatsanwaltschaft 
überhaupt ein Ermitt- 
lungsverfahren gegen 
Wolfgang Schäuble ge- 
führt hat: 

Dieses Verfahren hätte 
aus rechtlichen und tatsäch- 
lichen Gründen nie einge- 
leitet werden dürfen. Wolf- 
gang Schäubles Aussagen 
zu den Umständen der 
Übergabe der 100.000,- 
DM-Spende sind glaub- 
würdig und überzeugend. 
Dieses Ermittlungsverfah- 
ren war der Gipfel einer rot- 
grünen Rufmordkampagne 
gegen Wolfgang Schäuble, 
die jetzt zerplatzt ist wie 
eine Seifenblase. 

Das von der rot-grünen 
Mehrheit im 1. Untersu- 
chungsausschuss initiierte 

cherheitspakets - dieser Han- 
del geht nicht Ordnung! Wir 
fordern, entschlossen und 
zielgenau gegen die Bedro- 
hung durch ausländische 
Extremisten vorzugehen. 
Deutschland braucht keinen 

Strafverfahren diente 
nicht der Aufklärung. Es 
ging nur darum, medien- 
wirksam Verdächtigun- 
gen gegen Wolfgang 
Schäuble zu produzieren, 
um einen herausragenden 
Politiker der CDU mit den 
Mitteln der Diffamierung 
zu beschädigen. 

Zu keinem Zeitpunkt 
einen anderen Ausgang 

erwartet 

Zur Einstellung des Er- 
mittlungsverfahrens ge- 
gen Wolfgang Schäuble 
erklärte die Parteivorsit- 
zende Angela Merkel: 

Ich freue mich über die 
Einstellung des Ermitt- 
lungsverfahrens. Ich habe 
zu keinem Zeitpunkt einen 
anderen Ausgang des Er- 
mittlungsverfahrens er- 
wartet. 

kurzfristigen Aktionismus. 
Wir brauchen durchdachte 
Konzepte und wirkungsvolle 
Maßnahmen, aber keine auf 
falsch verstandener Huma- 
nität und Naivität basieren- 
den Kompromisse. UD 
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RENTENKASSEN 

ANDREAS  STORM 

Übler Manipulationsversuch, um 
eine Beitragserhöhung zu umgehen 

Arbeitsminister Walter 
Riester will mit einem 
Griff in die „eiserne Re- 
serve" der Rentenkassen 
den Anstieg der Renten- 
beiträge im Wahljahr 
2002 verhindern. Entge- 
gen seiner Zusage müsste 
sonst trotz der Erhöhung 
der Ökosteuer zum 1. Ja- 
nuar 2002 auch der Ren- 
tenbeitrag angehoben 
werden. 

Sein Plan: Die soge- 
nannte „Schwankungsre- 
serve" soll von 28 Milliar- 
den DM um bis zu 20% ver- 
ringert werden. CDU-So- 
zialexperte Andreas Storm: 
„Ein übler Manipulations- 
versuch, um im Wahljahr 
eine Beitragserhöhung zu 
umgehen." 

Bislang müssen die Ren- 
tenkassen noch einen kom- 
pletten Monatsbeitrag in der 
„Spardose" haben, um kurz- 
fristige Liquiditätsengpässe 
der Rentenversicherung zu 
vermeiden. Etwa 15% die- 
ser Reserve sind nach Aus- 
kunft der Rentenversiche- 
rungsträger aber gar nicht 
wirklich verfügbar, weil sie 
in einer Wohnungsbauge- 
sellschaft dauerhaft ange- 
legt sind. Besonders pikant: 

Durch die dramatische Ver- 
schlechterung der Arbeits- 
marktlage wird die soge- 
nannte „Schwankungsre- 
serve" voraussichtlich be- 
reits in diesem Jahr deutlich 
unterschritten werden. 

Angesichts der völlig un- 
sicheren wirtschaftlichen 
Entwicklung kommen auf 
die Rentenkassen im kom- 
menden Jahr besondere Ri- 
siken zu. Wenn die ökono- 
mischen Rahmendaten der 
Bundesregierung zu optimi- 

Glückwunsch! 
Zur Wahl von Ober- 
leutnant Katja Roeder 
zur Vorsitzenden Sa- 
nitätsdienst im Deut- 
schen BundeswehrVer- 
band erklärte Annette 
Widmann-Mauz: 

Im Namen der Gruppe 
der Frauen der CDU/ 
CSU gratuliere ich Frau 
Roeder zu dieser Wahl 
und beglückwünsche die 
Entscheidungsträger. Ich 
freue mich, dass damit ein 
Stückchen Gleichberech- 
tigung in der Männer- 
domäne „Bundeswehr" 
Einzug gehalten hat. 

stisch angesetzt seien, könn- 
ten die Rücklagen nach Auf- 
fassung von Rentenexperten 
bereits im Spätsommer 2002 
ganz aufgezehrt sein. Mit 
diesem dreisten Griff in die 
Rentenrücklage fährt Rie- 
ster die Rentenkassen nur 
wenige Monate nach der an- 
geblichen „Jahrhundertren- 
tenreform" gegen die Wand. 
„Dies ist ein rentenpoliti- 
scher Offenbarungseid", ur- 
teilte der Vorsitzende der 
CDU-Rentenkommission. 

Personalie 
Auf dem 4. Kongress der 
Europäischen Senioren 
Union (ESU) wurde am 
18. Oktober in Brüssel der 

Bundesvorsitzende der 
Senioren Union, Staats- 
sekretär a.D. Bernhard 
Worms, mit 100 % der 
Stimmen von 84 anwe- 
senden der insgesamt 98 
Delegierten aus 15 eu- 
ropäischen Ländern zum 
Präsidenten der Europäi- 
schen Senioren Union ge- 
wählt. Er wurde Nachfol- 
ger des Präsidenten Ln- 
St. a.D. Stefan Knafl 
(Österreich). 
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SCHLIMMER, als „wir 
alle dachten", wird sich 
n°ch in diesem Jahr die 
Arbeitslosigkeit entwickeln. 
Führende Volkswirte deut- 
scher Großbanken rechnen 
^it mehr als vier Millionen. 
Martin Hüfner (HypoVer- 
einsbank) erwartet einen 
"Sehr harten Winter". Jürgen 
pfister (Commerzbank): 
"Wir befinden uns am Rand 
einer Rezession." 

E|N DRITTEL aller Bank 
Arbeitsplätze sind in den 
ochsten zehn Jahren in Ge- 
fahr. Norbert Walter, Chef- 
v°lkswirt der Deutschen 
Bank: „Der Kostendruck 
*wingt zu Personabbau." 
B's zu 50 Prozent aller be- 
gehenden Filialen der Kre- 
'tinstitute könnten über- 

flüssig werden. Der Abbau 
^ lrd sich nach Ansicht von 

ersonal vorstand Tessen 
^°n Heydebreck „nicht in je- 
deni Fall über Fluktuation 
hausieren" lassen. 

NEUE MITARBEITER 
^chtdie Sicherheitsbranche. 
Andreas Paulick, Stellvertre- 
ter Geschäftsführer des 

undesverbands der Deut- 
schen Wach- und Sicherheits- 
b
ntemehmen: „Wir könnten 
^ndesweit gut 10.000 zu- 
ziehe  Kräfte  einstellen, 

ö
m den Bedarf zu decken." 
er Markt gebe aber geignete 
ersonen in der notwendigen 

Zahl nicht her. Schon für die 
Euro-Transporte Wachper- 
sonal zu finden, war ein,hie- 
siges Problem". 

ZU LOHNVERZICHT sind 
nach einer Umfrage des In- 
stituts für Demoskopie Al- 
lensbach 54 Prozent der 
Deutschen bereit. Den Spiel- 
raum für Lohnerhöhungen 
halten nur sieben Prozent 
„für groß". 22 Prozent wol- 
len, dass die Gewerkschaf- 
ten immerhin „mit hohen 
Forderungen" in die bevor- 
stehenden Tarifverhandlun- 
gen gehen. 

ERSTMALS seit der Deut- 
schen Einheit schrumpft die 
Wirtschaft in den neuen Bun- 
desländern, und die erst vor 
drei Wochen abgegebene 
Gemeinschaftsprognose im 
Herbstgutachten ist überholt. 
Die neuen Zahlen des Insti- 
tuts für Wirtschaftsfor- 
schung Halle (IWH): Rück- 
gang zwischen 0,5 und ei- 
nem Prozent. 

RIESTER-RENTE: schon 
der Vorgang ihrer Entste- 
hung ein beispielloses Hin 
und Her - im Ergebnis 
schlecht. Kein Wunder, dass 
bis zu „sehr schlecht" die 
Noten sind, die Tester der 
Beratungsqualität führender 
Versicherungsanstalten in 
Sachen privater Zusatzver- 
sorgung geben. Kein einzi- 

KURZ   &   BüNDIG1 

ger Berater konnte auch nur 
die Versorgungslücke exakt 
berechnen, die mit der neuen 
Rentenregelung geschlos- 
sen werden soll. 

ÜBERFLÜSSIG sind ei- 
nem Bericht des Steuerzah- 
lerbunds zufolge „zu einem 
beträchtlichen Teil" die Gut- 
achten, für die B und und Län- 
der jedes Jahr mehrere hun- 
dert Millionen Mark ausge- 
ben. Beispielhaft: 678.000 
Mark, die die Regierung für 
eine Studie bezahlt hat, die 
sich mit der „Wirksamkeit 
der Programme von For- 
schung, Technologie und In- 
novation auf die Entwick- 
lung der ostdeutschen Wirt- 
schaft" befasst. 

MERKLICH GESTIEGEN 
ist nach den Terroranschlä- 
gen in den USA die Zahl der 
Kriegsdienstverweigerer in 
Deutschland: im September 
auf 15.285. Das sind 623 
Verweigerungen mehr als 
noch vor einem Jahr. 

SINKENDE Spendenbe- 
reitschaft ist die Folge von 
Konjunkturflaute und Ar- 
beitsplatzangst bei 21 Pro- 
zent der Bundesbürger. Das 
hat Emnid ermittelt. Neun 
Prozent der Befragten wol len 
ihre Hilfe für Wohlfahrtsor- 
ganisationen verbessern, 66 
Prozent wollen genau so viel 
geben wie im Vorjahr.    UD 
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'CDU   MECKLENBURG-VO RPOMMERN 

16.     LANDES PARTEITAG     IN     SPAROW 

SPD und PDS sind verantwortlich für 
Stillstand und Stagnation in diesem Land 
Auf dem 16. Landespartei- 
tag wurde der Vorsitzende 
der CDU-Landtagsfrak- 
tion Eckhardt Rehberg 
mit 89,5 % der Stimmen 
zum neuen Vorsitzenden 
der CDU in Mecklenburg- 
Vorpommern gewählt. 

Zu stellvertretenden 
Vorsitzenden wurden Karin 
Strenz, Kreisvorsitzende in 
Parchim, Ulrich Adam, 
MdB und Vorsitzender der 
CDU-Landesgruppe Meck- 
lenburg-Vorpommern im 
Deutschen Bundestag, und 
Paul Krüger, Oberbürger- 
meister der Stadt Neubran- 
denburg, gewählt. Alter und 
neuer Schatzmeister ist Lo- 
renz Caffier. 

Die rot-rote 
Stillstands-Koalition 

ablösen 

Zuvor hatte die schei- 
dende Landesvorsitzende 
Steffie Schnoor die Partei zu 
Geschlossenheit aufgerufen. 
Es gelte, gemeinsam dafür zu 
kämpfen, dass die CDU aus 
der Landtagswahl am 22. 
September 2002 als stärkste 
politische Kraft hervorgehe. 
Die rot-rote Stillstandskoali- 

hlsieg bei den 
indtagswaklen 

002 

tion habe dem Land nichts 
gebracht. Sie müsse daher 
abgelöst werden. 

Als Gastrednerin hatte 
die Parteivorsitzende An- 
gela Merkel die Politik der 
Bundesregierung und der 
Landesregierung scharf kri- 
tisiert. Insbesondere die So- 
zialdemokraten hätten es zu 
verantworten, dass die PDS 
heute wieder an der Macht 
beteiligt sei. Diese Beteili- 
gung habe die PDS nicht ent- 
zaubert. Sie habe aber eine 
vernünftige Politik im Inter- 
esse der Bürger verhindert. 

Auch Eckhardt Rehberg 
machte in seiner Rede die 

SPD/PDS-Regierung für 

Stillstand und Stagnation inj 
Land verantwortlich. Er wart 
der Koalition vor, die Intel"' 
essen der Menschen ' 
Mecklenburg- Vorpommern 
nicht mehr zu vertreten. 

Die Botschaft der 
CDU: Menschen statt 

Modelle 

Gleichzeitig kündigt 
Eckhardt Rehberg an, dass 
die CDU eine Politik der 
Vernunft im Interesse der 
Bürger und nicht des Partei- 
buches wolle. Die Botschat 
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CDU   MECKLENBURG-VO RPOMMERN ' 

der CDU laute, Menschen 
statt Modelle. Das rot-rote 
Experiment habe dem Land 
geschadet. Den SPD-Politi- 
kern im Land, die mit der ge- 
genwärtigen politischen 
Lage unzufrieden seien, 
Richte Eckhardt Rehberg 
d'e Hand. Er kündigte an, 
aiJf alle zugehen zu wollen, 
die sich für die Zukunft des 
Landes engagieren wollten. 

Icht Feindbilder, sondern 
v,sionen müssten das politi- 
Sche Handeln bestimmen. 

Leitsätze für eine 
Politik der Zukunft 

verabschiedet 

Neben den Wahlen zum 
Landesvorstand verabschie- 
den die  174 Delegierten 

le Leitsätze für eine Politik 
er Zukunft für Mecklen- 
Urg-Vorpommern.    Diese 

DER   NEUE   LANDESVORSTAND 

Vorsitzender: Gomolka, Alfred 
Rehberg, Eckhardt Holznagel, Renate 
Stellvertreter: Jäger, Armin 
Adam, Ulrich Jaffke, Susanne 
Krüger, Paul Kokert, Vincent 
Strenz, Karin Kuhn, Werner 
Schatzmeister: Molkentin, Wolfhard 
Caffier, Lorenz Prechtel, Alexander 
Beisitzer: Schafranski, Ingrid 
Blöcker, Klaus Seidel, Jürgen 
Born, Ulrich Stein, Gudrun 
Feller, Birgit Gesetztes Mitglied: 
Fiedler, Kerstin Angela Merkel 

bilden gemeinsam mit der Personalie 
Zukunftsoffensive die 
Grundlage für das Landtags- 
wahlprogramm. Die Dele- 
gierten nominierten bei ei- 
ner Gegenstimme Eckhardt 
Rehberg zum Spitzenkandi- 
daten der CDU für die Land- 
tagswahl im kommenden 
Herbst. 

rot 
#»e Sehn 

Later 
oors Geschenk für den neuen Landesvorsitzenden: die rot- 

ne der Stillstands-Koalition 

Gerhard    Martin     ist 
neuer Kreisgeschäftsfüh- 
rer der CDU Eichsfeld. 
Nach mehr als 10 Jahren 
erfolgreicher Arbeit hat 
Dieter Althaus, CDU- 
Fraktionsvorsitzender im 
Thüringer Landtag und 
Landesvorsitzender, das 
Amt abgegeben: „Un- 
gern", wie er sagt, „da ich 
in meiner Heimat immer 
den nötigen Rückhalt für 
die verantwortungsvolle 
Aufgabe in Erfurt gefun- 
den habe." Gerhard Mar- 
tin forderte die Mitglieder 
der CDU auf, „selbstbe- 
wußtermit ihrer Mitglied- 
schaft umzugehen-damit 
wir weiter unsern Weg ge- 
hen, auch in Zukunft ori- 
entiert am christlichen 
Menschenbild". 
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LANDESVERTRETERVERSAMMLUNG   IN   MELDORF 

„Unser Team für Berlin" - im Willen 
zum Sieg geeint 

Dietrich Austermann ist 
der Spitzenkandidat der 
CDU Schleswig-Holstein 
zur Bundestagswahl im 
kommenden Jahr. 

Die Landesvertreterver- 
sammlung der CDU Schles- 
wig-Holstein in Meldorf 
wählte den Chef der CDU- 
Landesgruppe im Deut- 
schen Bundestag mit 97,7 
Prozent der Stimmen auf 
den Listenplatz 1. Auf Platz 
2 folgt die stellvertretende 
Landesvorsitzende, Bun- 
destagsabgeordnete und 
Kieler CDU-Chefin, Ange- 
lika Volquartz. 

Landesvorsitzender Jo- 
hann Wadephul sagte in 
Meldorf vor den über 300 
Delegierten zu diesem Li- 
stenvorschlag: 

Auf allen Positionen 
gut besetzt 

„Wir wollen die Bundes- 
tagswahl im kommenden 
Jahr gewinnen, und dafür 
brauchen wir ein Team von 
Männern und Frauen, das 
auf allen Positionen gut be- 
setzt ist und gemeinsam den 
Willen zum Sieg in sich ver- 
eint. Wir haben ein gutes 

CDU-Landesvorsitzender Johann Wadephul inmitten von Friedrich Me'~ 
und dem schleswig-holsteinischen Spitzenkandidaten zur Bundestags»'«' • 
CDU -Landesgruppenchef Dietrich Austermann 

Team, bestehend aus Män- 
nern und Frauen, neuen 
Kandidaten und bewährten 
Abgeordneten, Selbständi- 
gen, Unternehmern und Ar- 
beitnehmern, Südholstei- 
nern und Insulanern." Die 
elf Direktkandidaten für die 
Bundestagswahl 2002, die 
die ersten Plätze der Liste 
einnehmen, wurden in den 
letzten Monaten in den 
Wahlkreisen auf Mitglie- 
derversammlungen mit zu- 
sammen mehr als 4.000 
Teilnehmern nominiert. 

Nach Ansicht von Johann 
Wadephul zeige diese 
großartige Beteiligung, wie 
richtig die Entscheidung ge- 
wesen sei, auch die Nominie- 

rung der Bundestagskandi' 
daten in die Hände der M'1' 
glieder zu legen. „Die Parte'' 
reform funktioniert, de 
Geist von WeissenhaUs 

wirkt". In fünf der elf Wahl- 

kreise konnten die Mitg'ie' 
der zwischen mehreren KaH' 
didaten auswählen, was auch 
zu dieser hohen Mobil«s,e' 
rung beigetragen hat. 

Vorreiter bei der inner- 
parteilichen Demokratie 

Johann Wadephul: ,P]e 

CDU    Schleswig-Holste"1 

hat mit diesen Versammle11' 
gen bewiesen, dass wir V° 
reiter auch bei der innerpa 
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teilichen Demokratie sind." 
Dem Gastredner in Meldorf, 
Bundestagsfraktionschef 
Friedrich Merz, versprach 
er: „Die CDU Schleswig- 
Holstein, unser Team für 
Berlin, steht bereit, nach 
Kräften mitzuhelfen, im 
kommenden Jahr den politi- 
schen Wechsel in Deutsch- 
end herbeizuführen." 

Und dieser Wechsel sei 
auch dringend nötig, sowohl 
lrn Bund als auch im Land. 
J°hann Wadephul: „Die ru- 
h'ge Hand des Bundeskanz- 
ers brauchen wir genauso 
wenig wie die eingeschla- 
er,e Hand unserer Minister- 

Präsidentin. Die beiden den- 
*en wohl, dass sie mit der 
Strategie wer nichts macht, 
macht nichts verkehrt 
durchkommen. Wir haben 

Was Besseres verdient im 
Bünd wie im Land!" 

CDU   SCHLESWIG-HOLSTEIN ' 

CDU EHRT EHRENAMTLICHES ENGAGEMENT 

Bürgerpreis geht 
nach Niebüll und 

Schleswig-Flensburg 
Im, Jahr der Freiwilligen" 
vergibt die CDU erstmals 
den „CDU-Bürgerpreis" 
für ehrenamtliches Enga- 
gement. 

Auch der Landesverband 
Schleswig-Holstein betei- 
ligt sich an dieser Aktion. So 
ehrte Landeschef Johann 
Wadephul auf der Landes- 
vertreterversammlung zur 
Aufstellung der Landesliste 
für die Bundestagswahl 
2002 in Meldorf nun mit dem 
Tschernobyl-Verein Niebüll 
e.V. und dem Kreisjugen- 
dring Schleswig-Flensburg 
zwei Landessieger, die für 

/,,      ' cntnidt und weitere Vertreter des Kreisjugendrings Schleswig-Flens- 
* nit Wolf gang Börnsen, MdB 

ihre besonderen Aktivitäten 
eine Urkunde und einen 
Geldpreis erhielten. 

„Die CDU Schleswig- 
Holstein ist Tag stolz darauf, 
einen Bürgerpreis in der Ka- 
tegorie vor Ort für lokale In- 
itiativen und einen CDU- 
Bürgerpreis international 
für grenzüberschreitende 
Projekte und Partnerschaf- 
ten zu verleihen", so Johann 
Wadephul. Der Kreisjugend- 
ring in Schleswig-Flensburg 
habe in herausragender Po- 
sition Verantwortung im 
„Rat für Demokratie und 
Toleranz" übernommen und 
so an einem regionalen 
Bündnis gegen politischen 
Extremismus mitgewirkt. 

Auf Initiative des CDU- 
Bundestagsabgeordneten 
Wolfgang Börnsen und auf 
Einladung des Landrates 
Jörg Kamischke wurden 
zahlreiche Vertreter aus Or- 
ganisationen, Verbänden, 
Vereinen, Gewerkschaften, 
Kirche und Politik zusam- 
mengeführt. „Der Kreisju- 
gendring hat dabei sofort 
folgende Aufgaben ange- 
packt: Information und Auf- 
klärung   der   Bevölkerung 
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durch Fortbildungsveran- 
staltungen, Fahrten und Ak- 
tionen für Jugendliche, Aus- 
stellungen und Plakate, Zei- 
tungsanzeigen, die Stärkung 
der Zivilcourage und als 
Kernaufgabe: Die Entwick- 
lung von Strategien gegen 
Hass und Gewalt", lobte Jo- 
hann Wadephul. 

„Der „Tschernobyl-Ver- 
ein e.V. Niebüll" gründete 
bereits 1995 das Projekt 
„Humanitäre Hilfe für hör- 
geschädigte Kinder in 
Weißrussland" und konnte 
inzwischen ca. 350 Kinder 
in Weißrussland mit Hör- 
geräten versorgen, die so 
ihre Muttersprache erlernen 
und ihr Leben selbst in die 
Hand nehmen können. 

Alles das Ergebnisse 
ehrenamtlicher Arbeit 

Es sind Früherkennungs- 
geräte installiert worden, 
damit die zur Sprachbildung 
so wichtigen Lebensjahre 1 
bis 3 genutzt werden kön- 
nen. Es sind Labors zur Oto- 
plastikherstellung und Re- 
paratureingerichtet worden. 
Es sind Techniker und Ärzte 
ausgebildet und Fortbil- 
dungsmaterialien erstellt 
worden. „Alles dieses ist al- 
lein aus ehrenamtlicher 
Tätigkeit heraus entstan- 
den.", so Johann Wadephul 
in seiner Laudatio. 

Frauke und Paul-Marlin Nissen vom Tschernobyl-Verein Niebüll 

5.   BUNDESDELEGIERTENVERSAMMLUNG 

Wirtschaft vom 
Deregulierungs- und 

Bürokratisierungswahn 
entfesseln 

Die Mittelstands- und 
Wirtschaftsvereinigung 
der CDU/CSU (MIT) hat 
auf ihrer Bundesdelegier- 
tenversammlung am 26. 
und 27. Oktober in Wei- 
mar ihren neuen Bundes- 
vorstand für die nächsten 
beiden Jahre gewählt. 

Zum Bundesvorsitzen- 
den wurde erneut Peter 
Rauen MdB gewählt. Der 
aus Salmrohr stammende 
Bauunternehmer führt den 
Verband bereits seit 1997. 
Der MIT gehören rund 
40.000 Unternehmer und 
Leitende Angestellte aus al- 
len   Bereichen   der   Wirt- 

schaft an. Rauen prangert 
in seiner Rede vor allem d> 
mittelstandsfeindliche P°' 
litik der Bundesregierung 
an: Die Krone aufgeset^ 
hat die Bundesregierung i"1' 
rer mittelstandsfeindliche11 

Politik mit der Änderung 
des Betriebsverfassungsge' 
setzes. 

„Um die Gewerkschat- 
ten für ihr Stillhalten bei der 
Renten- und der Steuerre- 
form zu belohnen, hat di 
Bundesregierung eine Ke 

form des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes durchgesetz' 
deren einziger Zweck es lA 
die Machtbasis der GewerK- 
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Schaften in den Betrieben zu 
Märken," so Rauen. 

Zu seinen Stellvertretern 
Wurden der Vorsitzende der 
^ittelstandsunion der CSU 
MU), Hans Michelbach 
MdB, sowie der Landesvor- 
suzende der nordrhein- 
westfälischen MIT, Hart- 
mut Schauerte MdB, ge- 
wählt. Weitere Stellvertre- 
ter sind Barbara Ahrons 
MdHB, Horst Faber, Rein- 
ed Uhl und der Vorsit- 
ende der saarländischen 

^T, Jürgen Presser MdL. 
Alter und neuer Bundes- 

Schatzmeister ist Peter Jun- 
gen, stellv. Bundesschatz- 
^eister Hellmut Hausch. 

Unter den Beisitzern be- 
hnden sich u.a. die Bundes- 
j^rsitzende des BKU (Bund 
Katholischer Unterneh- 
?Jer), Marie-Luise Dött 
MdB,   der   stellv.   Vorsit- 
ende des Innenausschusses 
es Deutschen Bundesta- 

ges' Hartmut Büttner MdB, 
nd die Bundesvorsitzende 
er Jungen Union, Hilde- 

gard Müller. 

Zu den Hauptrednern des 
^eitägigen Kongresses 

§ehörte die Parteivorsit- 

d
ende Angela Merkel sowie 

^le beiden Generalsekretäre 
°n CDU und CSU Laurenz 

M. 
Ali 

gerund Thomas Goppel. 
'e drei Redner kritisierten 

u'
e  unionsinterne  Debatte 

Und diC Kanzlerkandidatur 

d riefen zur Einigkeit auf: 

Peter Rauen: Einziger Zweck der 
rot-grünen Reform des Betriebsver- 
fassungsgesetzes war es, die Macht- 
basis der Gewerkschaften in den Be- 
trieben zu stärken. 

„Es ist nicht wichtig, wer als 
erster läuft, sondern es ist 
wichtig, dass die Front 
steht." 

Den inhaltlichen Schwer- 
punkt des Kongresses bil- 
dete die sogenannte „Wei- 
marer Erklärung". Mit der 
Verabschiedung dieses 
Leitantrages hat die MIT die 
Weichen für ihre politische 
Arbeit in den kommenden 
Jahren gestellt. Einen Kern- 
gedanken des Papiers bildet 
die Forderung nach einer 
Entfesselung der Wirtschaft 
vom Regulierungs- und 
Bürokratisierungswahn. 
Hierzu dürfen u.a., so die 
MIT, Aufgaben und büro- 
kratische Auflagen, die ein- 

deutig oder überwiegend 
staatliche beziehungsweise 
gesellschaftliche Aufgaben 
sind, nicht länger den Be- 
trieben aufgebürdet werden. 

Neben der Deregulie- 
rung bildet die Forderung 
nach steuerlicher Entlastung 
insbesondere der Personen- 
unternehmen u.a. durch eine 
sofortige Senkung des Ein- 
kommensteuerspitzensat- 
zes auf 35% einen weiteren 
Schwerpunkt des Papiers. 
Weiterhin fordern die Uni- 
onsmittelständler eine zu- 
kunftsfähige Gesamtreform 
der sozialen Sicherungssy- 
steme, die eine Senkung der 
Sozialversicherungsbeiträge 
auf unter 38% erlaubt. 
Außerdem fordert die MIT 
die Senkung der Staatsquote 
auf unter 40%, eine weitrei- 
chende Deregulierung des 
Arbeitsmarktes sowie ein 
Investitionsprogramm „Ver- 
kehrswegeausbau". 

ULF FINK, Gesundheits- 
experte und Abgeordne- 
ter der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, wurde in 
Berlin von der Bundesde- 
legiertenversammlung 
des Kneipp-Bundes im 
Amt des Präsidenten be- 
stätigt. Damit steht er für 
weitere vier Jahre an der 
Spitze von rund 200.000 
Anhängern des Naturhei- 
lers Sebastian Kneipp. 
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MILZBRAND 

Willkür als Waffe 

Milzbrand-Anschläge in 
Deutschland - eine unfass- 
bare Schlagzeile. Radikal ist 
unsere Selbstsicherheit, un- 
ser Vertrauen in Frage ge- 
stellt. Weil es jeden treffen 
kann. Weil dieser Terror 
keine Handschrift hat, weil 
er sich nicht lesen und inter- 
pretieren lässt - also wahl- 
los ist. Wieso Thüringen, 
weshalb Kiel? Eben des- 
halb: Willkür als Waffe. Ob 
nun Terroristen oder Tritt- 
brettfahrer - sie erwischen 
uns an unserer verwundbar- 
sten Stelle. Vorerst Entwar- 
nung. Aber der Frieden ist 
trügerisch. Rheinische Post 

Hilflos 

Hinterher ist man immer 
schlauer. Einen Nachmittag 
lang versetzte die Meldung 
über Milzbrand-Erreger 
das Land in Angst. Viel Lärm 
um nichts? Wäre es besser 
gewesen, vorerst zu schwei- 
gen? Dafür spricht: Hyste- 

rie hätte vermieden werden 
können. Dagegen: Im Falle 
einer Bestätigung hätte man 
den Behörden vermutlich 
vorgeworfen,fahrlässig und 
zu spät gehandelt zu haben. 
In Zeiten allgegenwärtiger 
Angst gibt es wohl gar keine 
Möglichkeit, sich richtig zu 
verhalten. Man wollte bei 
der Informationspolitik be- 
sonders transparent sein, 
heißt es. Besser die Öffent- 
lichkeit einmal zu viel infor- 
miert als einmal zu wenig. 
Zugegeben: Das klingt nicht 
sehr souverän. Es klingt 
eherh ilflos .soh ilflos wie die 
Gesellschaft nun einmal seit 
dem 11. September ist. 

Berliner Morgenpost 

GRÜNE 

Ja oder Nein 

Wenn es um den Krieg in Af- 
ghanistan geht, dann liegen 
Claudia Roth und Joschka 
Fischer zu 95 Prozent auf ei- 
ner Linie. Nur fünf Prozent 
Meinungsunterschied. Die- 
se fünf Prozent wiegen aber 
verdammt schwer. Sie sind 
an der Basis wie an der 

Spitze der Partei heftig um- 
stritten. Es sind die entschei- 
denden fünf Prozent. Feuer- 
pause -ja oder nein? Rot" 
sagt laut Ja, der Parteirat 
sagt leise Ja, die Mehrzahl 
der  Landesverbände   sag 
auch  Ja,   mindestens.   F'~ 
scher sagt Nein, ein große' 
Teil der Fraktion ebenso una 

auch ein kleiner Teil de' 
Landesverbände. Part eiche] 
Fritz Kuhn sagt vielleu'l''- 
Glück für eine Partei, wenn 
sie sich an ihre Beschluß 
halten kann. Bei den Grüne 
ist das der Beschluss de* 
Länderrats,    verabschiea 
einen Tag vor Beginn de 
amerikanischen Bombard 
ments. Pech für eine Part1 

wenn sie feststellen muss' 
dass ein solcher Beschluß 
leider auch nicht weiter hw 
weil jeder das, was dx 
steht, anders auslegt. 

Süddeutsche Zeitung 

VERMÖGENSTEUER 

Gift 

Die Gewerkschaften trom- 
meln für die Wiederein- 
führung    der    Vermögen 
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steuer. Die Unterstützung 
linker SPD-Politiker und 
Gf~üner ist ihnen dabei si- 
cf*er. Die Reichen und nicht 
dle Raucher sollten die Ze- 
ye für die Terrorbekämp- 
fUn8 zahlen, lautet die For- 
mung. Dass die Vermö- 
^nsteuer 1996 abgeschafft 

Urde, weil sie verfassungs- 
widrig war, ficht die Befür- 

°rter nicht an. Ebenso we- 
8 wird zur Kenntnis ge- 
mfnen, dass eine Vermö- 

^"sabgabe die Nebenwir- 

(
UnR hat, Kapital ins Aus- 
**y zu vertreiben. Die An- 
Unger der Vermögensab- 

tobe wissen, dass die Idee 
ei ihrer Klientel gut an- 

J^mt. Nach dem Motto: 

v     Steuer ist gut, wenn sie 
°n anderen bezahlt wird. 

t 'folgen einer Neidsteuer 
Qfen jedoch nicht nur die- 

5 ,ßen' die sie entrichten 
£**• eine Kapitalflucht 
^ te verheerende Auswir- 

m..8en auf die Finanz- 
kte. Steueranhebungen 

. nd zudem Gift für die Kon- 

***. Die Welt 

v vJaten von so8- Trittbrettfahrern müssen konsequent 
Voigt werden. Bombendrohungen und Briefe mit ver- 

v ••//     c^ gefährlichen Substanzen beunruhigen die Be- 
^ , erung in hohem Maße. Wir werden gegen diese ma- 

re Form der Kriminalität entschlossen vorgehen. 
Christean Wagner, hessischer Justizminister 

KRANKENKASSEN 

Ungerecht 

„ Wir wollen nicht, dass man 
Arme und Reiche in Zukunft 
schon am Lächeln erkennt." 
Mit diesem Slogan ging die 
SPD vor drei Jahren im Bun- 
destagswahlkampf auf Stim- 
menfang. Sind die frommen 
Versprechen so schnell ver- 
gessen? Weil die Kranken- 
kassen sparen müssen, bil- 
ligte SPD-Gesundheitsmi- 
nisterin Ulla Schmidt jetzt 
eine knallharte Verord- 
nung, wonach nur Kinder 
mit extrem krummen Gebis- 
sen eine Zahnspange auf Re- 
zept bekommen. Alle ande- 
ren Schüler brauchen reiche 
Eltern, wenn sie mit akkura- 
ten Zahnreihen strahlen 
wollen. Frau Ministerin, 
nehmen sie diese ungerechte 
Verordnung zurück! Jedes 
Kind hat ein Recht auf ein 
Lachen, für das es sich nicht 
schämen muss. Bild 

FRANKREICH 

Zerrüttet 

Für den französischen Pre- 
mierminister Jospin wird es 
immer schwieriger, seine 
Linkskoalition aus Soziali- 
sten, Kommunisten und Grü- 
nen zusammenzuhalten. 
Auch in Paris haben die in 
solchen Bündnissen übli- 
chen Profilierungsbedüif- 
nisse nach dem 11. Septem- 
ber eine neue Tragweite be- 
kommen: Kommunisten und 
Grüne haben sich gegen die 
Intervention in Afghanistan 
ausgesprochen, womit sie ih- 
rer Regierung, die Amerika 
Unterstützung zugesagt hat, 
in den Rücken fallen. Der ha- 
ben sie jetzt auch die Gefolg- 
schaft aufgekündigt für ein 
Paket zur Verbesserung der 
inneren Sicherheit, das in der 
Nationalversammlung be- 
schlossen wurde. Diese Re- 
gierung besteht im Grunde 
nur noch wegen wahltakti- 
scher Rücksichten und 
schleppt sich weitgehend 
handlungsunfähig ins näch- 
ste Frühjahr. 

Frankfurter Allgemeine 
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